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Bau- und Werkausschuss Entscheidung offentlich 21.12.2021

Bezeichnung des Tagesordnungspunktes:

Vollzug der BayBO;

Erlass von ortlichen Bauvorschriften gemaf Art. 81 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 BayBO (Spiel-
und Stellplatzsatzung);

a) Erlass einer Satzung uber Kinderspielplatze sowie Uber die Ablose der
Herstellungspflicht (Art. 7 Abs. 3 BayBO). b) Anderung der Satzung lber die Stellplatze
fur Kraftfahrzeuge und Fahrrdder vom 02.11.2016

Sachverhaltsdarstellung / Begriindung

1. Spielplatzsatzung:

Mit dem Gesetz zur Vereinfachung baurechtlicher Regelungen und zur Beschleunigung
sowie Forderung des Wohnungsbaus vom 01.12.2020 wurde mit Wirkung zum 01.02.2021
die Bayerischer Bauordnung hinsichtlich der Regelungen zum Spielplatzrecht geéndert.

Bisherige Regelung (Art. 7 Abs. 2 BayBO 2007):

Bei der Errichtung von Geb&auden mit mehr als 3 Wohnungen ist auf dem Grundstuck oder in
unmittelbarer Nahe auf einem anderen geeigneten Grundstiick, dessen dauerhafte Nutzung
fur diesen Zweck gegeniber dem Rechtstréager der Bauaufsichtsbehdrde rechtlich gesichert
sein muss, ein ausreichend groRer Kinderspielplatz anzulegen. Das gilt nicht, wenn in
unmittelbarer Nahe eine Gemeinschaftsanlage oder ein sonstiger fur die Kinder nutzbarer
Spielplatz geschaffen wird oder vorhanden oder ein solcher Spielplatz wegen der Art und der
Lage der Wohnungen nicht erforderlich ist. Bei bestehenden Gebauden nach Satz 1 kann die
Herstellung von Kinderspielplatzen verlangt werden.

Neuregelung (Art. 7 Abs. 3 BayBO 2021):

Bei der Errichtung von Gebauden mit mehr als drei Wohnungen ist ein ausreichend grol3er
Kinderspielplatz anzulegen. 2 Art. 47 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Gemeinde hat den
Geldbetrag fur die Abldsung von Kinderspielplatzen fur die Herstellung oder Unterhaltung
einer ortlichen Kinder- oder Jugendfreizeiteinrichtung zu verwenden.

Die bisherige gesetzliche Regelung hat zwar eine vom Bauherrn zu beachtende gesetzliche
Verpflichtung begriindet, deren Einhaltung als Regelung des Bauordnungsrechts von den
staatlichen Bauaufsichtsbehérden auch zu Gberwachen ist. Diese Verpflichtung wird aber in
der Bau- und Genehmigungspraxis schon allein deshalb erschwert, da es an inhaltlichen
Anforderungen fehlt, in welcher Grél3e und Ausstattung diese Verpflichtung zu erflillen ist.
Erschwerend hinzu kommt, dass die Vorschrift des Art. 7 BayBO kein Prifungsgegenstand
des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens (Art. 59 BayBO) mehr ist. Das vereinfachte
Genehmigungsverfahren ist jedoch das ,Regelverfahren® fir den Wohnhausbau, von dem
nur Sonderbauten (Hochhauser) nicht erfasst werden.

Wie so oft in der jungeren Geschichte des Bauordnungsrechts ist auch hier die
,Deregulierung des Landesrechts“ mit einer ,Kommunalisierung“ einhergegangen. Weniger
Regelungen des Staates mussen dann oft durch individuellere Regelungen der Gemeinden
,<ausgeglichen“ werden — aber das liegt dann ja in der Kompetenz (und Verantwortung) der
Gemeinde.
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Aber auch beim Kindespielplatzrecht sollte angesichts der Veranderungen im Siedlungsbau
der letzten Jahre mit einer zunehmenden baulichen Verdichtung die bisherige Rechts- und
Vollzugspraxis dahin hinterfragt werden, ob sie noch den Anforderungen einer sozial
ausgewogenen Stadtentwicklung entspricht. Eine passende Gelegenheit, ob die Stadt
Grafing b.M. hier — erkauft mit noch mehr Bauvorschriften — das ,Regelheft in die Hand
nehmen soll, stellt die erwahnte Neuregelung der BayBO 2021. Eréffnet sie doch den
Gemeinden jetzt zusatzliche Handlungsmoglichkeiten.

Die auf den ersten Blick unscheinbare Neuregelung des Spielplatzrechtes ist aber mit dem
Verweist in Art. 7 Abs. 3 Satz auf die Regelungen des Art. 47 BayBO zum Stellplatzrecht
durchaus bedeutsam. Damit wird bewirkt, dass kiinftig drei im Grundsatz gleichberechtigte
Alternativen des Spielplatznachweises zur Verfligung stehen: Auf dem Baugrundstiick
selbst, auf einem in der Nahe gelegenen Baugrundstiick und — das ist die Besonderheit der
Neuregelung - im Wege der Spielplatzablése.

Dazu passend hat der Gesetzgeber dann auch eine neue Satzungserméchtigung in Art. 81
Abs. 1 Nr. 3 BayBO geschaffen. Die Gemeinden kénnen jetzt durch Satzung im eigenen
Wirkungskreis o6rtliche Bauvorschriften erlassen.... Nr. 3 U(ber die Lage, GroRe,
Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von Spielplatzen, die Art der Erfallung sowie
Uber die Ablése der Pflicht (Art. 7 Abs. 3). Damit konnen dies Gemeinden also jetzt auch
Regelungen zur Ablésung der Stellplatzpflicht regeln, insbesondere auch Regelungen zur
Hohe der Abloésung. Den Gemeinden steht jetzt ein effizientes Instrument zur Verfugung, im
Rahmen der ortlichen Bedurfnisse zielorientiert Spielplatzpolitik zu betreiben.

Dazu kommt ein erfreulicher Nebeneffekt. Mit dem Erlass einer Spielplatzsatzung erweitert
sich dann auch der Prufungsumfang im vereinfachten Genehmigungsverfahren fir die
Bauaufsichtsbehorde (vgl. Art. 59 BayBO). Neben dem Bauplanungsrecht (88 29 — 38
BauGB) und dem Abstandsflachenrecht (Art. 6 BayBO) ist dann auch das Spielplatzrecht als
ortliche Bauvorschrift gemaR Art. 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ¢ BayBO (6rtliche Bauvorschrift)
wieder Prufungsinhalt in jedem Baugenehmigungsverfahren.

Soweit sich die Stadt Grafing b.M. dazu entscheidet, dass Spielplatzrecht durch ortliche
Regelungen auszukleiden, sollte sie sich auf Zentrales und Grundlegendes beschranken.
Jedes UbermalR an Genauigkeit geht zu Lasten der Vollziehbarkeit / Uberwachung und damit
der tatsadchlichen Umsetzung.

Vor allem wird fur diesen Fall auch vorgeschlagen, das Spielplatzrecht — so wesensfremd es
auch sein mag — gemeinsam mit dem Stellplatzrecht zu regeln. Es bestehen namlich
wichtige Gemeinsamkeiten zwischen den Regelungsbereichen, insbesondere bei der
.Flachenkonkurrenz®. Eine gemeinsame Satzung hat aber auch den Vorteil, dass (externe)
Planer bei der geubten Suche nach den o6rtlichen Stellplatzsatzungen auch gleich zur
Spielplatzpflicht hingefiihrt werden. Das erspart nicht nur fir die Entwurfsverfasser und
Bauherrn, sondern auch fir die Vollzugsbehdérden unangenehme Nachbesserungen der
Bauvorlagen.

2. Stellplatzsatzung

2.1 Starkung des Einzelhandels in der Innenstadt:

Der stationdre Einzelhandel in den Innenstadten bedarf stets der besonderen
Aufmerksamkeit. So ist er die unverzichtbare Grundlage fir funktionierende Innenstadte und
bei deren Erflllung der Aufgaben als zentraler ortlichen Versorgungsbereich. Der
Einzelhandel steht auch fur die Qualitéat und Attraktivitat einer Innenstadt, die nicht mehr nur
.Marktplatz“ ist sondern sich zum Zentrum der 6rtlichen Kommunikation und Begegnung
entwickeln soll. Auch in Grafing ist der Marktplatz nicht nur die Ortsmitte, sondern auch der
Mittelpunkt — das Herzstiick des Ortes.
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Waren es in den vergangenen Jahrzehnten die Konkurrenten am Stadtrand (auf der griinen
Wiese) oder fur kurze Zeit die ,Factory-Outlet-Center®, die dem Ortlichen Einzelhandel das
Leben schwergemacht haben, so ist es jetzt (und nicht nur seit der Corona-Pandemie) vor
allem der Onlinehandel, gegenliber dem sich der Einzelhandel in der Innenstadt zur Wehr
setzten muss. In einer noch nie dagewesenen Dimension kommt nun auch noch der
ausufernde Wohnimmobilienmarkt dazu, der aufgrund immenser Preisentwicklungen selbst
die Innenstadtlagen fur eine Umnutzung interessant macht und zu einer Verdréangung des
Einzelhandels fuhrt.

Dabei haben Handler in der Ortsmitte grundlegende Strukturnachteile: Beengte rdumliche
Verhéltnisse und oftmals das Fehlen von ausreichend Erweiterungsmdglichkeiten — und das
bei deutlich héheren Grundstickspreisen (oder Mietpreisen) als etwa in den monotonen
grof3flachigen Gewerbeflachen am Ortsrand. Vor allem kdnnen in den Ortsrandlagen auch
noch Parkplatze in mehr als ausreichender GroRe und Zahl angeboten werden und
erleichtern die Erreichbarkeit fir den (autofahrenden) Kunden. In der Innenstadt muss sich
der Kunde zumindest auf langere FuRwege einstellen, sofern nicht der Uberbordende
flieBRende Verkehr und die Stellplatzknappheit die Erreichbarkeit der Ortsmitte Uberhaupt
erschwert.

Der Erreichbarkeit der Innenstadt als der ,zentralen Aufgabe“ in der Verkehrsplanung zur
Altstadtsanierung hat sich die Stadt Grafing b.M. in der Vergangenheit stellen missen. Hier
konnte in den letzten Jahrzehnten eine anfangs schier aussichtloses Aufgabe erledigt
werden mit der Schaffung von zentralen Auffangparkplatzen an der Rotter StralRe (54 TG-
Stellplatze und tber 60 oberirdische Stellplatze) und an der Glonner StralBe (Gartenstral3e /
Hans-Eham-Platz und kinftig wohl noch die TG im Seniorenhaus). Mit Ost- und
Westumfahrungen wurden gleichzeitig auferst wirksame Verbesserungen im flieRenden
Verkehr erreicht; gerade die Verlagerung des LKW-Verkehrs schafft jetzt wieder eine
vertragliche Verkehrsatmosphére in der Innenstadt. Damit konnte das grof3e Manko der
Innenstadt Grafings fir die Besucher- / Kundenerreichbarkeit behoben werden.

Um jetzt aber weitere Verbesserungen auch fur die Einzelhdndler zu erreichen, denkt die
Stadt Grafing b.M. an eine Anpassung der ortlichen Stellplatzsatzung. Mit den Regelungen
zur Stellplatzpflicht steht ein Steuerungsinstrument zur Verfiigung, dass fur die Erhaltung
(und ggf. sogar die Schaffung) von Einzelhandelsflachen attraktiver optimiert werden kann.

Bisher sind ohne jede Differenzierung bei der Nutzungsédnderung oder Neuerrichtung
(Erweiterung) fur Einzelhandelsflachen auch die daflir notwendig werdenden Stellplatze zur
Verfliigung zu stellen. Allein schon mangels der Mdglichkeiten (Flachen) fiir zusatzliche
Stellplatze bleibt in der Regel nur die Ablésung. Das schaffte einer (situationsbedingte)
Benachteiligung gegentber Standorten am Ortsrand. Sie beférdert auch die Umnutzung zu
Wohnbauflachen, da dort (nutzungsbedingt) geringere Stellplatzrichtzahlen gelten.

Um die Schaffung von Einzelhandelsflachen zu férdern bzw. dem Trend zur Umwandlung
von Einzelhandelsflichen in Wohnflachen in der Innenstadt zumindest ein wenig
entgegenzuwirken, wird eine Beglinstigung flr innerstadtische Einzelhandelsflachen bei den
Stellplatzrichtzahlen vorgeschlagen.

Derzeit sind im gesamten Gemeindegebiet fir Laden je 1 Stellplatz pro 40 m2 Verkaufsflache
- mindestens 2 Stellplatze - nachzuweisen. Das entspricht auch der Regelung in der
staatlichen Garagen- und Stellplatzverordnung, der jedoch die 6rtliche Stellplatzsatzung im
Rang vorgeht (Art. 47 Abs. 2 Satz 2 BayBO).

Fur den zentralen Innenstadtbereich soll insoweit eine Erleichterung erfolgen, als dort flr
Laden (nicht auch fir sonstige gewerbliche Nutzungen) der Stellplatzschlissel auf 1
Stellplatz pro 50 m? Verkaufsflache (bisher 40 m?) reduziert werden soll.
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Der Bereich der zentralen Innenstadt wird auf die Grundstiicke begrenzt, die traditionell zu
den ,Einzelhandelslagen® gehdren. Das sind die an nachfolgend genannten Straflen bzw.
Stral3enabschnitten anliegenden Grundstiicke

a) Marktplatz (Anwesen Nrn. 1 — 20, 22 -29a)

b) Minchener StraBe bis zur Einmindung der J.-Baptist-Zimmermann-Stral3e

(Anwesen Nrn. 1 — 11, 12, 14 und 16)

c) KirchenstraRRe, Kirchenplatz, St-Agidius-Weg

d) Rotter StralRe bis Einmiindung Thomas-Mayr-Stral3e (Anwesen Nrn. 1 — 4, 7-12b, 16)

e) Lederergasse,

f) Am Urtelbach (Anwesen Nrn. 1 —5)

g) GriesstralRe (Anwesen Nrn. 1 — 15, 17 - 27), Rosenheimer Stral3e (Anwesen Nr. 1)

h) Glonner Straf3e bis zur Einmiindung der Gartenstral3e (Anwesen Nrn. 1 — 3)

i) Hans-Eham-Platz

j) BahnhofstralRe bis zum Bahnubergang; Bahnhofsplatz

Hierzu bedarf es einer Anderung der Stellplatzrichtzahlen in Nr. 3.1 zur Anlage zu § 3 Abs. 1
der Satzung.

Diese Differenzierung ist auch nach den Grundsdtzen der Angemessenheit und der
Gleichbehandlung gerechtfertigt, die auch im Normsetzungsrecht stets zu beachten sind. Die
Bevorzugung von Ladenflachen in der Innenstadt ist nach sachlichen
Differenzierungsgrinden gerechtfertigt und bertcksichtigt dort auch das héhere Angebot an
offentlichen Parkflachen. Hinzu kommt die besondere Aufgabe der Innenstadt als der
zentrale ortliche Versorgungsbereiches und der Ausgleich der dort unginstigeren
Standortbedingungen. Ausdricklich ausgenommen werden auch besondere Formen des
Einzelhandels wie die Supermarkte und sonstige groR3flachige Einzelhandelsbetriebe, die
aufgrund ihres breiten Sortimentsangebots eine Uberproportionale Kundenfrequenz
aufweisen.

Mit der Foérderung des Einzelhandels in der Innenstadt verfolgt die Stadt Grafing b.M. ein
legales Ziel auf der Grundlage sachgerechter Differenzierungsgrinde.

Mit dieser Beglnstigung entsteht aber ein zwingend zu vermeidender Effekt, der sich bei
Nutzungsénderungen einstellt. Dort ist der durch die geénderte Nutzung verursachte
Stellplatzmehrbedarf (gemal At. 47 Abs. 1 Satz 2 BayBO sind dort nur die “zusatzlichen®
Stellplatze nachzuweisen) in der Weise zu ermitteln, dass ein rechnerischer Vergleich
zwischen dem Stellplatzbedarf der gednderten Anlage (Soll-Zustand) und des genehmigten
Altbestandes (ist-Zustand) erfolgt. Entscheidend: Dabei wird auch im Hinblick auf den
Altbestand auf die Rechtslage zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber den Antrag abgestellt.
Das wirde bedeuten, dass die 0.g. Beglnstigung letztendlich das Gegenteil bewirkt, wenn in
einem gemischt genutzten Gebaude nachtraglich Wohnungen (oder sonstige gewerbliche
Nutzungen) entstehen (Nutzungsanderung). Dann wirde eine bestehende Ladenflache
lediglich mit 1 Stpl/60gm angerechnet werden und es wirde die Wohnnutzungsanderung
den Vorteil daraus ziehen. Das gilt es durch eine gesonderte Ubergangsregelung zu
verhindern.

2.2 Sonstige Anderungen:

Groéle:

Die Stellplatze sind nach Art. 47 Abs. 1 Satz 1 BayBO in ausreichender Anzahl und GréR3e
herzustellen. Regelungen Uber die GroRe trifft der Gesetzgeber jedoch nur fiir Garagen
(Garagen- und Stellplatzverordnung GasStellV). Dabei wurden in der Vergangenheit die dort
fur Garagenstellplatze bestimmten Mal3e auch fir offene Stellplatze herangezogen.
Regelungen fiir LAngsparkplatze fehlen ganz.
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Die Rechtsprechung hat die Bezugnahme auf die GaStellV aber fir offene Stellplatze
ausdrucklich fur nicht anwendbar erklart. Das fuhrt zu Vollzugsproblemen.

Da Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO ausdrucklich die Gemeinden auch zu Satzungsregelungen fur
die StellplatzgroR3e ermdachtigt, wird hier eine eindeutige Regelung vorgeschlagen, die
inhaltlich mit 8§ 4 GaStellV gleichlautend ist und zusétzlich auch GréRenmalle fir
oberirdische Stellplatze trifft

Bestellpraxen
Im Satzungsvollzug ist bei besonders gelagerten Einzelfallen eine von den typisierenden
Richtzahlen abweichende Stellplatzzahl festzustellen (8 3 Abs. 4 StplS a.F.)

Hier hat sich mit den sog. ,Bestellpraxen“ eine haufiger anzutreffende Fallgruppe
herausgebildet, die (mangels Einzelfallbezogenheit) als eigenstdndige Nutzung geregelt
werden sollte. Es handelt sich um Einzelpraxen / Kleinpraxen z.B. von Physiotherapeuten,
Heilpraktiker, Arzte, die ohne Praxispersonal arbeiten und nur auf Terminvergabe behandeln.
Diese Praxen werden dabei auch oft in bestehenden Wohnhausern (vgl. 8§ 13 BauNVO)
gegrundet. Hier kommt die allgemeine Regelung fur Praxen, die mindestens 3 Stellplatze
verlangt (Betreiber, Mitarbeiter, Patient) zu einem unangemessenen Ergebnis. Aus diesem
Grunde wurden solche Kleinpraxen (bei PraxisgrofRen unter 60 m?) als besondere
Nutzungsform anerkannt und ein Bedarf von 2 Stellplatze fur ausreichend erachtet. Diese
Losungen haben nicht zu Stellplatzkonflikten gefuhrt und sich bewéhrt. Da es sich um eine
haufig wiederkehrende Nutzung eigener Art handelt, wird eine Anpassung der
Stellplatzsatzung (Nr. 2.3 der Richtzahlen fir den Stellplatzbedarf — Anlage zu § 3 Abs. 1 der
StplS) vorgeschlagen.

Normverweisung

Fur die Berechnung der Hauptnutzfliche bei Gebauden mit Blro, Verwaltungs- und
Praxisraumen (Nrn. 2.1 und 2.2 der Richtzahlen fir den Stellplatzbedarf - Anlage zu § 3 Abs.
1 der StplS) wurde in den Erlauterungen (Fu3note Nr. 5) bisher auf die DIN 277-1 verwiesen.
Aus Grinden der Normbestimmtheit wird auf die dynamische Verweisung verzichtet und die
»-Hauptnutzflache® in der Satzung selbst definiert.

Fur die Berechnung der Wohnflache bei Wohngebauden wird in den Erlauterungen (Ful3note
Nr. 6) auf die Wohnflachenverordnung -WoFIV— verwiesen. Entsprechend den
Anforderungen, die an das Publizitatsgebot bei (dynamischen) Verweisungen auf andere
Regelwerke gestellt werden, wird auf die entsprechende Einsichtnahmemdglichkeit
verwiesen.

Abldsung:

Wiederholt wird aus der Mitte des Stadtrates eine Anpassung des Ablésungsbetrages in
Erinnerung gebracht. Zuletzt hat sich der Bau- und Werkausschuss in der Sitzung am
14.06.2018 (TOP 11) mit der moglichen Erhdhung des Stellplatzablésungsbetrages befasst.
Gerade unter Verweis auf die selbst bei der LH-Munchen mit 12.500 € (Innenstadt) / 10.000,-
€ (innerhalb mittlerer Ring) / Ubriges Stadtgebiet 7.500 € in vergleichbarer GréRenordnung
bewegenden Ablésungsbetrage wurde dort von einer Anpassung abgesehen. Die weitere
Entwicklung sollte abgewartet werden.

Die Stellplatzablésung stellt eine Sonderabgabe mit Finanzierungscharakter dar (BVerwG
30.08.1985). Aufgrund dieser rechtlichen Wirkung kommt dem Gebot der Angemessenheit
(UbermaRverbot) bei der Bestimmung der Hohe der Ablosung eine hohe Bedeutung zu. Es
handelt sich nicht um einen bloBen (kaufmannischen) Kostenersatz, sondern um eine
oOffentliche Abgabe. Dabei stellt die Ablésung immer eine Sondersituation dar (wenn die
Herstellung objektiv méglich wére, scheidet ja eine Ablésung aus) und muss deshalb stets
zumutbar sein.
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Die einfache Aufrechnung mit den ,Ersparnissen des Bauherrn, die dieser bei der eigenen
Erstellung aufzuwenden hatte oder gar des Grundstlickswertes der Stellplatzflachen wirde
diesen Anforderungen an die Zumutbarkeit nicht mehr gentigen.

Die Angemessenheitsgrenze ist im Hinblick auf die Zweckbestimmung der Abldsung zu
bestimmen, die ein Surrogat zur Herstellung privater Stellplatze ist in Verbindung mit der
gemeindlichen Ubernahme der ersatzweisen Herstellung (oder der erweiterten
Verwendungsmdglichkeiten nach Art. 47 Abs. 4 BayBO). Es ist dabei aber stets auch zu
bertcksichtigen, dass die von der Gemeinde geschaffenen Einrichtungen nicht nur vom
Bauherrn selbst, sondern auch durch die Allgemeinheit genutzt werden. Allein dieser
Umstand verbietet es, bei der Bestimmung der Ablésung auf die vollstandigen Herstellungs-
und Beschaffungskosten abzustellen. Hinzu kommt eine erhebliche Diskrepanz bei den
Herstellungskosten etwa von offenen Stellplatzen und Tiefgaragen, weshalb bereits bei der
Kostenermittlung schon eine Mittelwertbetrachtung anzustellen ist. Dabei darf auch nicht
verkannt werden, dass die Gemeinde regelmafig nicht auf Flachen agiert, deren Wert nicht
den stark gestiegenen Wohnbaugrundstiickspreisen entspricht.

Vorgeschlagen wird deshalb, den Ablésungsbetrag von 10.200,-- € auf kunftig 12.500,-- € zu
erhéhen. Damit wird erkennbar die Zumutbarkeitsgrenze noch nicht tberschritten.

3. Zustandigkeit:

Die Organzustandigkeit fiir den Erlass (und die Anderung) ortlicher Bauvorschriften obliegt
gemald Art. 32 Abs. 2 Nr. 2 GO i.V.m. 8 8 Abs. 1 Nr. 3 lit. b, 8 2 Nr. 8 GeschO 2020 dem
Bau- und Werkausschuss.

Anderungen sind im nachfolgenden Satzungsentwurf in Rot gekennzeichnet.

Beschlussvorschlag

Der Bau- und Werkausschuss erlasst aufgrund Art. 23 GO i.V.m. Art. 81 BayBO
folgende Satzung fir ortliche Bauvorschriften tber Kinderspielplatze und Stellplatze
fur Fahrrader und Kraftfahrzeuge. Die Satzung ersetzt die bisherige Stellplatzsatzung
der Stadt Grafing b.M. vom

Satzung Uber
Kinderspielplatze und
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader
(Spielplatz und Stellplatzsatzung -SpStS-)

Die Stadt Grafing b.Mlnchen erlasst aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung fur den
Freistaat Bayern (GO) sowie Art. 81 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und 5 der Bayerischen Bauordnung
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS
2132-1-B), zuletzt gedndert durch 8 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBI. S. 286),
folgende 6rtliche Bauvorschriften als Satzung:

8§81
Geltungsbereich, Grundsatze

(1) Die Satzung gilt fir das Gebiet der Stadt Grafing b.M. mit Ausnahme der Gebiete, fur
die rechtsverbindlichen Bebauungsplane mit abweichenden Festsetzungen gelten.
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(2) Spielplatze im Sinne dieser Satzung sind private Kinderspielplatze gemaf Art. 7 Abs. 3
Satz 1 BayBO, die bei Gebauden mit mehr als drei Wohnungen anzulegen sind.

(3) Kraftfahrzeugstellplatze im Sinne dieser Satzung sind offene und Uberdachte (Garagen,
Carports) Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen dienen und auf3erhalb der
offentlichen Verkehrsflachen liegen.

(4) Notwendige Kinderspielplatze sind vorrangig vor Kfz-Stellplatzen nach Art. 47 BayBO
herzustellen.

A) Stellplatzsatzung:

82
Fahrrader

Werden bauliche Anlagen errichtet, bei denen ein bedeutsamer Zu- oder Abfahrtsverkehr fir
Fahrrader zu erwarten ist, sind auf dem Baugrundstick Fahrradabstellplatze in
ausreichender Zahl und GroRRe und in geeigneter Beschaffenheit herzustellen und dauerhaft
bereitzuhalten. Bei Anderungen oder Nutzungsanderungen von Anlagen sind
Fahrradabstellplatze in solcher Zahl und Gro3e herzustellen, dass die Fahrradabstellplatze
die durch die Anderung zusatzlich zu erwartenden Fahrrader aufnehmen kénnen.

§3
Anzahl und Berechnung der Stellplatze

(1) Die Anzahl der
a) aufgrund Art. 47 BayBO herzustellenden Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und
b) der nach 8§ 2 dieser Satzung herzustellenden Fahrradabstellplatze
ist nach den in der Anlage festgelegten Richtzahlen zu berechnen.

(2) Doppel- und Mehrfachstellplatze fur Kraftfahrzeuge (z.B. mit Duplex-, Triplex-
Mechanismus oder Parklifte) werden jeweils nur mit dem Faktor 0,75 als Stellplatz in die
Berechnung einbezogen.

(3) Die Berechnung ist fur selbstédndige Gebdude oder Gebaudeteile jeweils gesondert
vorzunehmen, auch wenn diese auf einem einheitlichen Baugrundstiick errichtet werden.
Ergeben sich bei der Berechnung der Zahl der Stellplatze oder der Besucherstellplatze
Zahlenbruchteile, so ist der jeweilige Bedarf jeweils auf ganze Zahlen aufzurunden.

(4) Die Richtzahlen entsprechen dem durchschnittlichen Bedarf. Fir bauliche Anlagen oder
Nutzungen, die in den Richtzahlen nicht erfasst sind, ist der Stellplatzbedarf nach den
besonderen Verhaltnissen im Einzelfall unter sinngemaRer Berucksichtigung der
Richtzahlen fur Verkehrsquellen mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu ermitteln.

(5) Fur Anlagen mit regelmaRigem Lastkraftwagenverkehr ist auch eine ausreichende
Anzahl von Stellplatzen fiir Lastkraftwagen nachzuweisen. Auf einer ausgewiesenen
Ladezone dirfen keine Stellplatze nachgewiesen werden.

(6) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, so ist der Stellplatzbedarf fiir jede Nutzung
(Verkehrsquelle) getrennt zu ermitteln und nach Abs. 3 zu berechnen. Eine gegenseitige
Anrechnung ist bei zeitlich getrennter Nutzung maglich.
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Bei Grundstiicken, die nur mit einem Wohnhaus mit nicht mehr als 3 Wohnungen bebaut
sind (Einfamilien-, Doppel-, Reihenhaus, Mehrfamilienhaus) bebaut sind, gilt der offene
Vorplatz vor Garagen (Stauraum) als Kraftfahrzeugstellplatz im Sinne dieser Satzung,
wenn dieser eine Mindesttiefe von 5 Metern aufweist.

§4
Anordnung, Gestaltung und Beschaffenheit
von Stellplatzen und Garagen

(1) Kraftfahrzeugstellplatze mussen von der offentlichen Verkehrsflache aus auf mdglichst
kurzem Weg erreichbar sein.

(2) Kraftfahrzeugstellplatze fur Besucher missen leicht auffindbar sein. Soweit sie nicht vom
Offentlichen StralRenraum einsehbar sind (z.B. im Innenhof oder in einer Tiefgarage
liegen), sind Hinweisschilder am 6ffentlichen Straf3enraum aufzustellen. Die ungehinderte
und unentgeltliche Benutzung von Besucherstellplatzen muss bei Wohnungen ganztagig
und im Ubrigen wahrend der jeweiligen Betriebszeiten ungehindert mdglich sein; die
Benutzung darf nicht durch Tore, Schranken oder sonstige Sperren beschréankt werden.
Doppel- oder Mehrfachparkplatze sind zum Nachweis von Besucherstellplatzen
unzulassig.

(3) Im Vorgartenbereich (5-Meter-Bereich zwischen Stra3e und Gebauden) sind Garagen,
Uberdachte Stellplatze und Uberdachungen von Tiefgaragenrampen unzuléssig.

(4) Vor Garagen ist ein offener Stauraum in der erforderlichen Lange, bei Pkw mindestens 5
Meter, einzuhalten; soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs dies rechtfertigen
(z.B. an verkehrsberuhigten Straf3en) kann die Bauaufsichtsbehérde im Einvernehmen
mit der Stadt Grafing eine Verklrzung des Stauraums auf 3 Meter zulassen.

(5) Es ist eine ausreichende Bepflanzung der Zufahrten und Stellflachen vorzusehen.
Kraftfahrzeugstellplatze sind durch Bepflanzung abzuschirmen. Kraftfahrzeugstellplatze
fur mehr als 10 Pkws sind durch Baume und Straucher zu gliedern. Dabei ist spatestens
nach jeweils 5 Stellplatzen ein mindestens 1,50 m breiter Bepflanzungsstreifen
anzulegen. Kraftfahrzeugstellplatze sind zur Minimierung der Bodenversiegelung in
wasserdurchlassiger Ausfiihrung zu errichten.

(6) Mehr als 4 Kraftfahrzeugstellplatze bzw. Garagen sind lber eine gemeinsame Zu- und
Abfahrt mit einer Hochstbreite von 5 m an die 6ffentliche Verkehrsflache anzuschliel3en;
ein direktes Befahren von der offentlichen Verkehrsflache aus ist dann unzulassig.

(7) Die Flache eines Fahrradabstellplatzes hat mindestens 1,50 m2 zu betragen. Der
Aufstellort von Fahrradabstellplatzen muss von der 6ffentlichen Verkehrsflache ebenerdig
oder Uber Rampen erreichbar sein. Die Anzahl der Fahrradabstellplatze in Tiefgaragen
darf 50 v.H. der insgesamt notwendigen Fahrradabstellplatze nicht Uberschreiten.
Fahrradabstellplatze auf3erhalb von Gebduden sind mit einem Haltebligel oder
vergleichbaren Halte- / Befestigungssystem auszustatten.

(8) Bei der Errichtung von Gebauden, die auch zu Wohnzwecken genutzt werden, sind ab
einer Anzahl von 15 notwendigen Stellplatzen bei jedem Stellplatz (ausgenommen
Besucherstellplatze) die baulichen Voraussetzungen fir die nachtragliche Errichtung
einer Elektroladestation vorzusehen, die mindestens den Anforderungen als
Normalladepunkt fiir Elektroautos gemaR § 3 der Ladesdulenverordnung in der Fassung
vom 09.03.2016 (BGBI. | S. 457) erfullen. Normalladepunkt ist ein Ladepunkt, an dem
Strom mit einer Ladeleistung von héchstens 22 Kilowatt an ein Elektromobil Ubertragen
werden kann.
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Als bauliche Vorrausetzungen werden mindestens verlangt

a) die Errichtung von selbststandigen Leerrohren von den jeweiligen Stellplatzen bis
zum Hausanschlussraum

b) die ausreichende rdumliche Dimensionierung des Hausanschlussraumes fir die
Errichtung nachtraglicher Stromzéhler

c) eine hinsichtlich der Versorgungsleistung ausreichend dimensionierte
Hausanschlussleitung.

(9) Notwendige Stellplatze miissen mindestens folgende Grdol3e aufweisen:
a) Senkrechtparkplatze: Lange 5,00
Breite 2,30 m, wenn keine Langsseite,
2,40 m, wenn eine Langsseite,
2,50 m, wenn beide Langsseiten durch Wande, Zaune
oder andere Bauteile begrenzt sind
b) Langsparkplatze: Lange 6,50 m
Breite 2,50 m
c) Behindertenstellplatze: Breite 3,50 m

B) Spielplatzsatzung

§5
Lage, Grol3e, Beschaffenheit und Ausstattung

(1) Spielplatze sind so herzustellen, dass sie fir Kleinkinder (bis 6 Jahre) und Kinder bis
12 Jahren geeignet sind.

(2) Spielplatze sind nicht erforderlich fur folgende Wohnungen: Appartements bis 40 m?
Wohnflache, Boardingh&user, Studentenwohnheime, Altenwohnungen,
Gemeinschaftswohnungen fur Fluchtlinge und Asylbewerber.

(3) Spielplatze sind raumlich mdglichst weit abgesetzt von den 6ffentlichen
Verkehrsflachen und den Stellplatzflachen zu errichten und ansonsten gegentber
diesen Flachen baulich abzugrenzen (Einfriedung).

(4) Der Kinderspielplatz ist auf dem Baugrundstiick oder auf einem unmittelbar
angrenzenden anderen Grundstlick zu errichten. Bei Errichtung auf einem anderen
Grundstuck gilt Art. 47 Abs. 4 Nr. 2 BayBO Uber die dingliche Sicherung.

(5) Die Flache fur Kinderspielplatze muss mindestens 5 m2 je 100 m2 Wohnflache
betragen, mindestens jedoch 50 m2.

(6) Spielplatze sind mit einer Sandflache (Sandkasten) mit mindestens 10 m2 und
zusatzlich mit mindestens einem Kleinspielgerét (Schaukel, Rutsche oder Wippe)
auszustatten. Spielplatze fur Vorhaben mit mehr als 10 Wohnungen sind zusatzlich
mit einem Kletterspielgerat auszustatten. Spielplatze fir Vorhaben ab 20 Wohnungen
sind zusatzlich mit mindestens einem dauerhaft angebrachten Spielgerat flr
Ballspiele (Tischtennisplatte oder Basketballkorb) auszustatten.
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(1)

(2)

®3)

Gemeinsame Vorschriften

§6
Abldsung

Bei der Ablosung notwendiger Kraftfahrzeugstellplatze betragt die Hohe des
Ablosungsbetrages 12.500,— €.

Bei der Ablésung notwendiger Spielplatze bzw. bei einer Unterschreitung der
notwendigen GroRRe betragt die Hohe des Abldsungsbetrages 1.500,-- € / m2.

Die Entscheidung Uber die Ablosung ist nach pflichtgemdRem Ermessen unter
Beachtung der Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles zu treffen. Ist die Herstellung
von Stellplatzen objektiv mdglich, wird eine Abldsung ausgeschlossen. Satz 2 gilt nicht,
wenn sonst die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum erheblich erschwert oder
verhindert wird. Ein Anspruch auf Abldsung besteht nicht.

8§87
Abweichungen

Von den Vorschriften der Satzung kdnnen Abweichungen nach Art. 63 Abs. 3 BayBO von
der Bauaufsichtsbehorde im Einvernehmen mit der Stadt Grafing b.M. erteilt werden.

§8
Ordnungswidrigkeiten

Mit Geldbulze geman Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO kann belegt werden, wer vorsatzlich oder
fahrlassig gegen 88 1- 5 dieser Satzung versto(3t.

§9
Ubergangsregelungen

(1) Der durch eine Nutzungsanderung verursachte Stellplatzmehrbedarf wird durch einen
rechnerischen Vergleich zwischen dem Stellplatzbedarf der geéanderten Anlage und des
genehmigten Altbestandes ermittelt. Dabei wird auch im Hinblick auf den Altbestand auf die
Rechtslage zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber den Antrag abgestellit.

(2) Die Beglinstigung von Ladenflachen in der Innenstadt (Richtzahl Nr. 3.2 der Anlage zu §
3 Abs. 1) gilt nur fir die Neuerrichtung von Ladenflachen und fur die Umwandlung
(Nutzungsanderungen) zu Ladenflachen, nicht aber auch bei sonstigen
Nutzungsénderungen. Bei der Vergleichsberechnung zugunsten sonstigen
Nutzungséanderungen sind vor dieser Anderung schon bestehende Ladenflachen mit der
Richtzahl Nr. 3.1 anzurechnen.

810
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

FB 3/087/2021 Seite 10 von

14



Anlage zu § 3 Abs. 1 der Satzung Uber Stellplatze vom .......

Richtzahlen fir den Stellplatzbedarf

Nr. | Verkehrsquelle

Zahl der Stellplatze (Stpl.) fur Kraftfahrzeuge

Zahl

der Stellplatze

Insgesamt Hiervon f. | (FStpl.) fir Fahrrader
Besucher
in v.H.

1 Wohngebaude je Wohnung

1.1 | Einfamilienh@user, Doppelh&user 2 Stpl. je Haus
und Hausgruppen (Reihenh@user)

1.2 | Mehrfamilienh&user, bis 100 m2 Wohnflache™: 1,5 Stpl. 10 Bis 2 Wohnungen: Keine
Einliegerwohnungen zu 1.1, je Wohnung;

Sonstige Gebaude mit Wohnungen | ab 100 m2 Wohnflache ®: 2 Stpl. 10 Ab 3 Wohnungen:
je Wohnung je 40 m2 Wohnfléache
1 FStpl

1.3 | Altenwohnungen 0,2 Stpl. je Wohnung 20 je 2 Wohnungen 1 FStpl.

1.4 | Wochenend- und Ferienhguser 1 Stpl. je Wohnung -

1.5 | Altenwohnheime, Altenpflegeheime, | 1 Stpl. je 8 Betten, 75
Altenheime, Wohnheime und | mindestens 3 Stellplatze
Pflegeheime fiir Behinderte

1.6 | Wohnanlagen der sozialen | 1 Stpl. je Wohnung 10 je 40 m2 Wohnfléache
Wohnraumférderung oder gleicher 1 FStpl.
Zweckbestimmung durch 6ffentliche /
gemeinndtzige Trager

1.7 | Tagespflegeeinrichtungen 1 Stpl. je 12 Pflegeplatze,

mindestens aber 3 Stellplatze

1.8 | Gemeinschaftsunterkiinfte fur | 1 Stellplatz je 30 Betten, je 15 m2 Wohnflache
Fliichtlinge und Asylbewerber mindestens 3 Stellplatze 1 FStpl.

2 Gebéaude mit Biro-, Verwaltungs-
und Praxisraumen >

2.1 | BUro- und Verwaltungsraume 1 Stpl. je 40 m2 Hauptnutzflache 20 1 FStpl. je 120 m2
allgemein Hauptnutzflache %

2.2 | Raume mit erheblichem | 1 Stpl. je 30 m2 Hauptnutzflache 75 1 FStpl. je 90 m2
Besucherverkehr (Schalter-, | jedoch ~ mind. 3 Stpl.  je Hauptnutzflache %
Abfertigungs- oder Beratungsraume, | Nutzungseinheit
Praxisraume fir Arzte, Heilpraktiker,

Krankengymnasten und dgl.)

2.3 |Praxisraume gem. Nr.2.2 fir|1 Stpl. je 30 m2 Hauptnutzflache 75 1 FStpl. je 90 m2
Bestellpraxen ohne weiteres | jedoch ~ mind. 2 Stpl.  je Hauptnutzflache %
Praxispersonal Nutzungseinheit

3 | Verkaufsstatten

3.1 |Léaden, (ohne Supermérkte nach Nr.| 1 Stpl. je 40 m? Verkaufsflache ” 75 1 FStpl. je 90 m?
3.3), Bau- und Gartenméarkte jedoch mindestens 2 Stellplatze Verkaufsflache ”

3.2 |Laden (ohne Supermaérkte nach Nr.|1 Stpl. je 50 m? Verkaufsflache ” 75 1 FStpl. je 90 m2
3.3) im Innenstadtbereich jedoch mindestens 2 Stellplatze Verkaufsflache ”

3.3 | Grof3flachige Einzelhandelsbetriebe, | 1 Stpl. je 30 m2 Verkaufsflache 90 1 FStpl. je 90 m?
Einkaufszentren und vergleichbare Verkaufsflache "
sonstige Handelsbetriebe gem. § 11
Abs. 3 BauNVO

4 Versammlungsstéatten
(auBer Sportstatten), Kirchen

4.1 | Versammlungsstatten (z.B. Theater, | 1 Stpl. je 10 Besucher; entspricht 1 90 1 FStpl. je 20 Besucher;
Konzerthauser, Mehrzweckhallen) Stpl. je 15 m2 Hallenflache entspricht 1 FStpl. je 30

m2 Hallenflache

4.2 | Sonstige Versammlungsstétten * 1 Stpl. je 15 Sitzplatze / Besucher 90 1 FStpl. je 30 Sitzplatze
(z.B. Lichtspieltheater, Schulaulen, / Besucher
Vortragssale, Festséle)

4.3 | Gemeindekirchen 1 Stpl. je 30 Sitzplatze 90

4.4 | Kirchen von uberértlicher Bedeutung | 1 Stpl. je 20 Sitzplatze 90

5 Sportstatten

5.1 | Sportplatze ohne Besucherplatze
(z.B. Trainingsplatze)

1 Stpl. je 300 m2 Sportflache

5.2 | Sportplatze und Sportstadien mit
Besucherplatzen

1 Stpl. je 300 m2 Sportflache
zusatzl. 1 Stpl. je 15 Besucherpl.

5.3 | Spiel- und Sporthallen ohne

1 Stpl. je 50 m2 Hallenflache
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Besucherplatze

5.4 | Spiel-, Sport- sowie Eislaufhallen mit | 1 Stpl. je 50 m2 Hallenflache,
Besucherplatzen zusétzl. 1 Stpl. je 15 Besucherpl.
5.5 | Tennisplatze, Squashanlagen, 2 Stellplatze je Spielfeld, zusatzl. 2
Stpl. je 15 Besucherplétze
(bei Restaurationsbetrieb
Zuschlag nach 6.1)
5.6 | Minigolfplatze 6 Stpl. je Minigolfanlage
5.7 | Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stpl. je Bahn; bei
Restaurationsbetrieb Zuschlag
nach 6.1
5.8 | Fitnesscenter 1 Stpl. je 3 Gerate; Dbei
Restaurationsbetrieb Zuschlag
nach 6.1
6 Gaststatten und
Beherbergungsbetriebe
6.1 | Gaststatten 1 Stpl. je 5 Sitzplatze, mind. 1 Stpl. 75
je 10 m2 Nettogastraumflache
6.2 | Freigastflachen und Gastgéarten von | Bei der Stellplatzermittlung ist bis
Gaststatten oder einer Verkaufsstelle [ zu 75 v.H. der im Gebé&ude
(Gaststatte / Laden) liegenden
Gastraumflache bzw. Sitzplatzzahl
von einer Wechselnutzung
auszugehen.
Fur die daruberhinausgehende 100
Gastflache / Sitzplatzzahl: 1 Stpl. je
7 Sitzplatze bzw. 15 m? Gastflache
6.3 | Biergarten 1 Stpl. je 7 Sitzplatze
6.4 | Diskotheken/Tanzlokale/Stehlokale, |4 Stpl. je 10 m?2
Nettogastraumflache
6.5 | Spiel- und Automatenhallen, Billard- | 2 Stpl. je 5 m2 Hauptnutzflache
Salons, sonstige
Vergniugungsstatten
6.6 |Hotels, Pensionen und andere|l Stpl. je 3 Betten, bei 75
Beherbergungsbetriebe Restaurationsbetrieb Zuschlag
nach Nr. 6.1
7 Schulen, Einrichtungen der
Jugendférderung
7.1 | Grundschulen, Hauptschule, | 1 Stpl. je Klassenzimmer
Sondervolksschulen
7.2 | Sonstige allgemeinbildende Schulen | 1,5 Stpl. je Klassenzimmer
7.3 | Kindertageseinrichtungen. 1,5 Stpl. je Gruppe
7.4 | Jugendfreizeitheime und dgl. 1 Stpl. je 40 m2 Hauptnutzflache
8 Gewerbliche Anlagen®
8.1 | Handwerks- und Industriebetriebe 1 Stpl. je 70 m2 Nutzflache oder je 15 1 FStpl. je 140 m2
3 Beschaftigte Nutzflache
8.2 | Lagerrdume, Lagerplatze, | 1 Stpl. je 100 m? Nutzflache oder je
Ausstellungs- und Verkaufsflachen 3 Beschaftigte
8.3 | Kraftfahrzeugwerkstéatten 5 Stellplatze je Wartungs- oder
Reparaturstand
8.4 | Tankstellen mit Pflegeplatzen 5 Stpl. je Pflegeplatz
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8.5 | Automatische 5 Stpl. je Waschanlage
Kraftfahrzeugwaschanlagen

8.6 | Kraftfahrzeugwaschplatze zur | 3 Stpl. je Waschplatz
Selbstbedienung

8.7 |Herstell- und Lieferbetriebe fur{1 Stpl. je 30 m2 Nutzflache,
Speisen und Getranke zusatzlich  mind. 2 Stpl. f.
Lieferfahrzeuge

Y Die Wohnungen missen erkennbar und dauerhaft fir die Benutzung des besonderen

Personenkreises bestimmt sein (das muss in der besonderen Ausstattung und Ausfilhrung bzw.
spezifischer Einrichtungen zum Ausdruck kommen). Ist ohne wesentliche bauliche Veranderungen
auch eine allgemeine Wohnnutzung mdglich, bestimmt sich die Stellplatzzahl nach den Nrn. 1.1 und
1.2. Wohnanlagen fir betreutes Wohnen, Seniorenwohnanlagen, etc., deren erkennbarer
Nutzungsschwerpunkt nicht in der Pflege / Betreuung, sondern in der Wohnnutzung liegt, fallen
ebenfalls unter Nr. 1.2.

2 Flachen fur Kantinen, Erfrischungsraume u. a. bleiben aul3er Ansatz.

¥ st die Lagerflache groRer als die Nutzflache des Vorhabens, so ist die Stellplatzzahl fur die Lager-
flache zusétzlich und gesondert nach Nr. 8.2 zu ermitteln.

) Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Anzahl der Sitzplatze (4.2) bzw. Nutzflache (8.) zu
berechnen; ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhéltnis zum tatsachlichen Stellplatzbedarf,
so ist die Zahl der durchschnittlichen Besucher / Beschéftigten malRgebend.

® Hauptnutzflache: Nutzflache der Raumeinheiten ohne die Flachen firr haustechnische Anlagen
(z.B. Heizungsraume, Technikraume, Raume fur Ver- und Entsorgungseinrichtungen), Sanitére
Anlagen (Toiletten), Abstellraume, Garderoben und Treppenraume.

® Wohnflache: Berechnung erfolgt nach der Verordnung zur Berechnung der Wohnflache in der
jeweils geltenden Fassung (Wohnflachenverordnung -WoFIV-). Die WoFIV kann im Rathaus,
Bauamt, eingesehen werden

) Verkaufsflache: Zur Verkaufsflache zahlen auch die Kassenzone und der Verpackungsbereich.
Verkaufsflachen von nicht Uberdachten Freiflachen werden mit 25 v.H. und von Uberdachten
Freiflachen mit 50 v.H. ihrer Flache als Verkaufsflache angerechnet.

® Innenstadtbereich:
a) Marktplatz (Anwesen Nrn. 1 — 20, 22 -29a)
b) Minchener StraBe bis zur Einmindung der J.-Baptist-Zimmermann-Stral3e
(Anwesen Nrn. 1 —11, 12, 14 und 16)
c) KirchenstraRRe, Kirchenplatz, St-Agidius-Weg
d) Rotter Straf3e bis zur Einmiindung Thomas-Mayr-Stral3e (Anwesen Nrn. 1 — 4, 7-12b, 16)
e) Lederergasse,
f)  Am Urtelbach (Anwesen Nrn. 1 — 5)
g) GriesstralRe (Anwesen Nrn. 1 — 15, 17 - 27), Rosenheimer Stral3e (Anwesen Nr. 1)
h) Glonner Stral3e bis zur Einmindung der Gartenstrale (Anwesen Nrn. 1 — 3)
i) Hans-Eham-Platz
j) BahnhofstraRe bis zum Bahnibergang; Bahnhofsplatz

Finanzielle Auswirkungen:
|Z Ja |:| Nein Verw.HH / Verm.HH [0 Ansatziiberschr. [] Nachtragsvormerkung

Auswirkungen auf den Klimaschutz:
[ Ja, positiv  [] Ja, negativ X Nein
Wenn ja, negativ: Bestehen alternative Handlungsoptionen? []Ja  [] Nein

FB 3/087/2021 Seite 13 von
14




FB 3/087/2021 Seite 14 von
14



	FLD_VONAME
	TOPNummer
	Gremium
	Beschluß
	zuständig
	Ostatus
	Nummer
	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen5

